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Protokoll Gber die Sitzung des Rates

Sitzungsdatum: Mittwoch, den 18.03.2015
Beginn: 17:03 Uhr
Ende: 20:24 Uhr
Ort, Raum:; Ratssaal
Anwesend:

Birgermeister
Herr Tobias Gerdesmeyer

Ratsvorsitzender
Herr Norbert Bockstette

Ratsmitglieder
Herr Stephan Blémer

Herr Walter Bokern

Frau Andrea Blnger bis TOP 8.1.5.
Herr Dirk Christ bis TOP 10.
Herr Kurt Ernst bis TOP 10.

Herr Christian Fahling

Herr Franz-Josef Gerken

Herr Norbert Hinzke bis TOP 8.1.1.
Frau Silvia Klee

Herr Eckhard Knospe

Herr Reinhard Latal

Herr Torsten Mennewisch

Herr Walter Mennewisch ab TOP 3.
Herr Reinhard Mertineit
Herr Dr. Lutz Neubauer ab TOP 3.

Herr Philipp Overmeyer

Herr Clemens-August Rochte

Herr Konrad Rohe

Herr Clemens Rottinghaus

Herr Paul Sandmann ab TOP 6.
Frau Julia Sandmann-Surmann

Frau Elsbeth Schlarmann

Herr Norbert Schwerter

Herr Walter Sieveke

Herr Werner Steinke ab TOP 3.
Frau Brigitte Theilen

Herr Reinhard Thobe

Herr Clemens Wichelmann

Herr Ali Yilmaz ab TOP 5. bis TOP 10.
Herr Michael Zobel

Verwaltung
Herr Gert Kuhling



Herr Werner Becker
Herr Bernd Krbger

Frau Cornelia Heidkamp

Abwesend:

Ratsmitglieder
Herr Peter Eilhoff

Frau Margarete Godde
Herr Clemens Westendorf
Herr Gerd Wulff



Tagesordnung:

Offentlich

1. Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Tagesord-
nung

2. Genehmigung des Protokolls von der Sitzung am 17.12.2014

3. Bericht des Burgermeisters tUber Verwaltungs- und kommunalpolitische Angele-
genheiten

4. Feststellung des Sitzverlustes fiir das Ratsmitglied Norbert Schwerter und Uber-
gang des Ratssitzes auf Herrn Franz-Josef Gerken
Vorlage: 10/071/2015

5. Pflichtenbelehrung und Verpflichtungen des Ratsherrn Franz-Josef Gerken
Vorlage: 10/073/2015

6. Feststellung Gber die Neubesetzung der Ausschiisse
Vorlage: 10/072/2015

7. Vertreter der Schuler im Ausschuss fur Schule, Kultur und Sport
Vorlage: 10/074/2015

8. Beschlussvorlagen des Verwaltungsausschusses

8.1. Vorschlage des Verwaltungsausschusses

8.1.1. Erlass einer Satzung zur Verringerung der Anzahl der Ratsfrauen und Ratsher-
ren fur die Wahlperiode vom 01.11.2016 bis zum 31.10.2021
Vorlage: 10/070/2014

8.1.2. Aufwandsentschadigung der Ratsmitglieder und der nicht dem Rat angehéren-
den Ausschussmitglieder
Vorlage: 10/075/2015

8.1.3. Weitere Einstellung eines Dipl. Sozialarbeiters/-padagogen (m/w) zum
01.04.2015 mit 19,50 Stunden wochentlich / EG S11 TVOD-SuE; Einrichtung
einer Planstelle im Nachtragshaushalt 2015
Vorlage: 11/014/2015

8.1.4. Demografischer Wandel im Landkreis Vechta
Vorlage: AV/009/2015

8.1.5. Neufassung der Hauptsatzung und der Geschéaftsordnung fur den Rat, den Ver-
waltungsausschuss und die Ratsausschusse einschlief3lich Antrag der Rats-
gruppe Lohner betreffend Anderung der Geschaftsordnung
Vorlage: 1/002/2014

8.2. Empfehlungen des Bauausschusses

8.2.1. Widmung eines Teilstlicks der Brageler Stral3e
Vorlage: 60/096/2015

8.3. Empfehlungen des Finanzausschusses



8.3.1.

8.3.2.

8.3.3.

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

9.7.

10.

Anderung der Richtlinien der Stadt Lohne fiir Zuschiisse bei Begegnungen im
Rahmen der Stadtepartnerschaft

Vorlage: 20/119/2015

Genehmigung von tiberplanmaRigen Aufwendungen beim Budget B6/03 - Of-
fentliche Griin- und Forstanlagen

Vorlage: 20/123/2015

Unterbringung von Asylbewerbern
Vorlage: 50/020/2015

Antrage, Anfragen und Anregungen

Antrag der Ratsgruppe Lohner betreffend Umwandlung von Bekenntnisschulen
Gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktion und der Ratsgruppe Lohner betreffend
Burgerbefragung mit dem Ziel zu klaren, ob eine Mehrheit vorliegt, zu den
Kommunalwahlen 2016 lediglich einen Wahlbereich zu bilden

Vivre a Rixheim

Anfragen der SPD-Fraktion

Bekenntnisschulen

Krétenwanderung

Bescheinigung Uber die Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Training

Einwohnerfragestunde



Offentlich

1. Eréffnung der Sitzung, Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Tages-
ordnung

Ratsvorsitzender Bockstette erdffnete die Sitzung und stellte fest, dass die Mitglieder des
Rates ordnungsgemal3 durch Einladung vom 06.03.2015 einberufen wurden. Die Tagesord-
nung zu Teil A der Sitzung wurde 6ffentlich in der Oldenburgischen Volkszeitung bekannt
gegeben.

Zu TOP 8.1.6 Resolution der Stadt Lohne zum St. Franziskus-Hospital
wies er darauf hin, dass nach Beratung im Verwaltungsausschuss am 10.03.2015 zuné&chst
keine Beratung im Rat vorgesehen ist. Der Tagesordnungspunkt kann daher entfallen. Er

stellte die Tagesordnung im Ubrigen als verbindlich und die Beschlussfahigkeit des Rates
fest.

Beschluss:
Der geanderten Tagesordnung wird zugestimmt.
einstimmig beschlossen

Ja-Stimmen: 26

2. Genehmigung des Protokolls von der Sitzung am 17.12.2014

Beschluss:

Das Protokoll wird genehmigt.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 26

3. Bericht des Bilrgermeisters tber Verwaltungs- und kommunalpolitische
Angelegenheiten

BuUrgermeister Gerdesmeyer berichtete, dass als Nachfolger fiir den in den Ruhestand ein-
tretenden Sozialamtsleiter Franz-Josef Kroger Herr Sebastian Wolke ausgewahlt wurde.
Herr Wolke ist derzeit bei der Gemeinde Holdorf als Sozial- und Ordnungsamtsleiter tatig. Er
wohnt in Lohne und wurde bei der Stadt Lohne zum Verwaltungsfachangestellten ausgebil-
det. Im Bauhof wurde zum 01.02.2015 Herr Rustem Ramadani eingestellt. Er wies weiter
darauf hin, dass die Besetzungsverfahren fur folgende Stellen laufen: Leiter des Amtes fur
Finanzen, Tiefbauingenieur und Besetzung der Zentrale in der Mittagszeit. 25jahrige Dienst-
jubilden konnten begehen der stellv. Bauhofleiter Dieter Lameyer, der Hausmeister der Fran-
ziskus-Schule Ludger Heckmann und die Schulsekretérin an der Albert-Schweitzer-
Realschule Jutta Rohe.



Burgermeister Gerdesmeyer erinnerte an das ausverkaufte 14. Lohner Neujahrskonzert mit
der Jenaer Philharmonie, die Premiere der Theatergruppe des Schitzenvereins Bokern-
Marschendorf, die in diesem Jahr ihr 25-jahriges Bestehen feiert, mit inrem Stuck ,,Aalns for
dei Katt®, die Auftaktveranstaltung fir das Plattdeutsche Jahr auf dem Saal R6mann und die
Eroffnung einer Ausstellung zum Thema ,Stille Weite" mit Bildern von Rose Richter-Armgard
in der Wassermiuhle. Die Ausstellung ist bis zum 05. April zu sehen.

Blrgermeister Gerdesmeyer wies auf das am 21. Marz stattfindende NeubUrgerfrihstick
hin, das wegen der zahlreichen Anmeldungen vom Ratssaal in den Saal R6émann verlegt
werden musste und erinnerte an die Fahrt nach Rixheim vom 05. bis 07. Juni, wo eine ge-
meinsame Ratssitzung zum Thema ,Sportliche und kulturelle Infrastruktur im Vergleich” ge-
plant ist. Er bat um rege Teilnahme.

Fur den 11. Mai ist der Festakt zur Ehrung verdienter Blrger geplant.

Aus der Liegenschaftsabteilung berichtete er tGiber folgende Grundstliicksvorgange seit der
letzten Ratssitzung:

Anmietung und Erwerb von Wohnhausern zur Unterbringung von Asylbewerbern, VerauRle-
rungen von Erbbaugrundstiicken sowie von Wohnbaugrundstiucken im Baugebiet Ehrendorf
— nordlich Lindenweg und den Erwerb einer Ackerflache an der Vechtaer StralRe fur Ver-
kehrsplanungen und den Bau einer Mehrzweckhalle.

Im Bereich der Beschaffungen wurde die Hardware in verschiedenen Schulen zur Verbesse-
rung des IT-gestltzten Unterrichtes erweitert und vorbereitende Tatigkeiten zur Realisierung
eines Tablet-Projektes an der Albert-Schweitzer-Realschule eingeleitet.

Aus dem Amt fur Familie und Soziales berichtete er, dass in 2014 bis jetzt insgesamt 117
Asylbewerber angekommen sind, 80 Personen sind nach den letzten vorlaufigen Berech-
nungen noch aufzunehmen. Es sind auch Kinder unterschiedlichen Alters darunter, die so-
wohl Kindertagesstétten als auch Schulen besuchen. SprachférdermalZnahmen werden in
hohem Malf3e in Anspruch genommen, Vorankindigungen zufolge ist mit weiteren Zuwei-
sungen zu rechnen. Er betonte, dass wesentliche Aufgabe weiterhin die Bereitstellung von
geeignetem Wohnraum ist und Unterbringungsmaoglichkeiten gesucht werden. Fir den Be-
reich der sozialen Beratung und Betreuung ist die Stelle einer Fachkraft (Sozialpadagogin /
Sozialpadagoge) ausgeschrieben worden. Eine Besetzung erfolgt in Kirze.

Er ging weiter darauf ein, dass zurzeit insbesondere in den Krippen und Kindergéarten die
Platze fur das kommende Betreuungsjahr 2015/2016 vergeben werden. Die Vergabe der
Platze in den Horten fur die Schulkindbetreuung am Nachmittag wird voraussichtlich nach
Ostern erfolgen. Fur den Waldkindergarten sind ausreichend Kinder angemeldet worden, so
dass der Betrieb zum 01.08.2015 beginnen kann. Die notwendigen Vorbereitungen wie Her-
richtung des Waldgeléndes und die Beschaffung einer mobilen Unterkunft sind in die Wege
geleitet.

Aus dem Bauamtsbereich wies Burgermeister Gerdesmeyer auf die Umweltwoche hin, die
vom 23. bis 28. Marz wieder in allen Stadten und Gemeinden des Landkreises stattfindet.
Viele Vereine und Verbande haben ihre Teilnahme zugesagt. In diesem Rahmen wird am
Montag, dem 23. Marz, im Kino der Film ,Deutschlands wilde Vogel“ gezeigt, am 24. Marz
héalt Herr Stefan Heitlage im Ludgerus-Werk einen Vortrag Uber Bienen. Der Naturschutz-
bund wird aul3erdem gemeinsam mit dem Schitzenverein am 28. Marz Biotoppflegearbeiten
im Bereich Tonnenmoor durchfiihren und die Kriegsgraber auf dem kath. Friedhof pflegen.
Die Grundschule Kroge wird Baume in Ehrendorf pflanzen.



Er wies weiter darauf hin, dass sich die Stadt Lohne an der Earth Hour 2015 beteiligen und
am 28. Marz um 20.30 Uhr fur eine Stunde die Beleuchtung einiger 6ffentlicher Gebaude
ausschalten wird. Er dankte den vielen ehrenamtlichen Helfern in der diesjahrigen Umwelt-
woche fir ihr Engagement.

Burgermeister Gerdesmeyer wies auf StralRenunterhaltungsmafRhahmen und Forst- und
Pflegearbeiten durch den Bauhof in den stadtischen Waldflachen hin. Im Naherholungsge-
biet Hopen hat eine von der Stadt beauftragte Firma abgestorbene bzw. in der Standsicher-
heit gefahrdete Baume gefallt. Auzerdem wurden im Rahmen der Modernisierung der Innen-
stadt einige Baume gefallt, die Neuanpflanzungen erfolgen in den nachsten Wochen.

Blrgermeister Gerdesmeyer ging auf die Sanierung der Franziskus-Schule, den Endausbau
einiger ErschlieBungsstralle sowie den Bau der Parkplatze in Brockdorf an der Zerhusener
StralR3e und den Ausbau der Lindenstral3e sowie den Bau einer Ful3gangersignalanlage an
dem barrierefreien Ubergang beim Heinz-Dettmer-Stadion ein. Mit dem Bau der Kinderkrippe
mit 9 Wohneinheiten an der BrinkstraRe 71 wurde begonnen.

Er teilte mit, dass an der Langweger Stral3e auf Anregung des Arbeitskreises Dorfverschone-
rung jeweils an den Ortseingangen zwei Findlinge mit einer Gans-Skulptur und dem Schrift-
zug ,Braudarp” aufgestellt werden.

Aus der Abteilung Marketing, Wirtschaftsférderung, Offentlichkeitsarbeit wies er auf eine
Forderung des Bundesbildungsministeriums im Rahmen seiner Initiative ,Kultur macht stark
— Bundnisse fur Bildung“ hin. In einem gemeinsamen Projekt der Musikschule, der Von-
Galen-Schule und dem Amt fur Familie und Soziales werden in den kommenden 2 ¥z Jahren
16.600 € nach Lohne flieRen, um spracharmen Kindern mittels Musik und Bewegung die
deutsche Sprache zu vermitteln. Die Kosten werden zu 100% vom Bund getragen.

Er erlauterte, dass Lohne in diesem Jahr Kooperationspartner der Initiative KulturKontakte
ist, einer Veranstaltungsreihe des Nds. Wirtschaftsministeriums zur besseren Vernetzung
von Wirtschaft und Kultur. Die Auftaktveranstaltung richtet sich an Unternehmen und findet
am 6. Mai ab 17.30 Uhr im Hof Seggewisch statt.

Burgermeister Gerdesmeyer erinnerte an die Lohner Kohlspaziergange am 28. Februar und
6. Marz, bei denen Stadtfiihrungen kombiniert mit einem Kohlessen in der Gaststatte R6-
mann durchgefuhrt wurden. Insgesamt hatten sich 240 Teilnehmer fur beide Tage gemeldet,
die Resonanz war sehr positiv.

Blrgermeister Gerdesmeyer wies auf den neuen Lohner Zahlenspiegel 2015 hin, der ab so-
fort an vielen 6ffentlichen Stellen ausliegt. Er ging auf ein Gespréach mit Eigentimern der
FulRgangerzone im Rathaus ein, zu dem ca. 30 Personen gekommen waren. Darin wurde
deutlich, dass die Initiative begriif3t und Interesse an einem Dialog mit der Verwaltung und
der Politik vorliegt. In den kommenden Wochen werden mit jedem Eigentimer — sofern ge-
winscht - Einzelgesprache gefuhrt. AuRBerdem wurde Kontakt zum Management des City-
Outlets in Bad Miunstereifel geknlpft, um die Chancen eines solchen Konzeptes fur Lohne
auszuloten. Das Unternehmen mdchte derzeit aufgrund personeller Engpasse und der Um-
setzung anderer Projekte Gesprache nicht vor Spatsommer fiihren. Parallel steht die Stadt
mit einem weiteren potentiellen Anbieter mit lokalem Bezug in Kontakt.

Burgermeister Gerdesmeyer wies darauf hin, dass am 01. April der Mobilfunkanbieter Voda-
fone eine Filiale in der MarktstraB3e 14 und am 02. Mai in der Marktstra3e 13 das Ehepaar
Hollmann ,Homestyle Collection, ein Ladenlokal fir hochwertige Dekoartikel eréffnen wird.
AuRBerdem wird der Textilist Leffers am Neuen Markt (ehemals Holterhus) eine Filiale eroff-
nen, sobald alltours dieses Zwischenquartier wieder verlassen hat.



AbschlieRend wies er auf die Berichte des Praventionsrates und der Gleichstellungsbeauf-
tragten hin.

zur Kenntnis genommen

4. Feststellung des Sitzverlustes fur das Ratsmitglied Norbert Schwerter und
Ubergang des Ratssitzes auf Herrn Franz-Josef Gerken
Vorlage: 10/071/2015

Ratsherr Norbert Schwerter hat mitgeteilt, sein Mandat im Rat der Stadt Lohne aus gesund-
heitlichen Griinden zur nachsten offentlichen Ratssitzung niederzulegen. Sein Sitz geht nach
dem Ergebnis der Kommunalwahl im September 2011 auf Herrn Franz-Josef Gerken Uber.
Da bezlglich des Sitziiberganges keine Zweifel bestanden, ist dieser gem. § 44 Abs. 5 des
NKomWG durch den Wahlleiter festgestellt worden und kann nach § 52 Abs. 2 NKomVG
vom Rat bestatigt werden. Herr Gerken hat zwischenzeitlich erklart, dass er den Sitz an-
nimmt.

Burgermeister Gerdesmeyer ging auf die langjahrige Tatigkeit Herrn Schwerters als Ratsmit-
glied und Vertreter der FDP in verschiedenen Ausschiissen ein. Er dankte ihm fir sein En-
gagement und seine Uber 18jahrige ehrenamtliche Tatigkeit zum Wohle aller Lohnerinnen
und Lohner. Fir die Zukunft wiinschte er ihm alles Gute, besonders Gesundheit verbunden
mit der Hoffnung, dass Herr Schwerter Rat und Verwaltung stets verbunden bleibt und auch
weiterhin am politischen Geschehen in Lohne regen Anteil nimmt. Blrgermeister Gerdes-
meyer Uberreichte Herrn Schwerter ein persodnliches Dankschreiben, eine Urkunde sowie
einen Prasentgutschein.

AnschlieRend stellte der Rat den Sitzverlust fir das Ratsmitglied Norbert Schwerter und den
Ubergang des Ratssitzes auf Herrn Franz-Josef Gerken fest.
Beschluss:

Der Sitzverlust fiir das Ratsmitglied Norbert Schwerter und der Ubergang des Ratssitzes auf
Herrn Franz-Josef Gerken, VoR3berger Ring 13 A, werden festgestellt.

einstimmig beschlossen

Ja-Stimmen: 29

5. Pflichtenbelehrung und Verpflichtungen des Ratsherrn Franz-Josef Gerken
Vorlage: 10/073/2015

Burgermeister Gerdesmeyer begrufdte Herrn Gerken als neues Ratsmitglied. Er verpflichtete
ihn, seine Aufgaben als Ratsherr nach bestem Wissen und Gewissen unparteiisch zu erfiil-
len und die Gesetze zu beachten. Hierzu wies er ihn insbesondere auf die ihm obliegenden
Pflichten der 88 40 — 42 des NKomVG hin, namlich die Verschwiegenheitspflicht, das Mitwir-
kungsverbot sowie das Vertretungsverbot. Die entsprechenden Vorschriften wurden Herrn
Gerken ausgehandigt. Herr Gerken bestatigte dies mit seiner Unterschrift.

Beschluss:



zur Kenntnis genommen

6. Feststellung Gber die Neubesetzung der Ausschiisse
Vorlage: 10/072/2015

Durch den Sitziibergang im Rat ist die Besetzung der Ausschisse mit Vertretern der Rats-
gruppe Lohner, der Herr Schwerter angehorte, neu zu regeln. Sowohl Herr Gerken als auch
die Ratsgruppe haben zwischenzeitlich erklart, die Verbindung zu einer Ratsgruppe fortzu-
fuhren. Stadtamtsratin Heidkamp berichtete, der Vorsitzende der Ratsgruppe habe zwi-
schenzeitlich mitgeteilt, Herr Gerken Ubernehme zukinftig die Funktionen von Herrn Schwer-
ter in den Ausschiissen des Rates sowie dem Verwaltungsausschuss. Danach ist Herr Ger-
ken Mitglied im Finanzausschuss und stellvertretendes Mitglied im Verwaltungsausschuss,
Schulausschuss, Bauausschuss und Jugendausschuss.

Der Sprecher der Ratsgruppe Lohner wies darauf hin, dass nach einer Anderung der Aus-
schussbesetzung die Neuzusammensetzung im Ratsinformationssystem zwar richtig wie-
dergegeben sei, jedoch in der der Offentlichkeit zuganglichen Internet-Version nicht. Er bat
den Interneteintrag entsprechend zu aktualisieren.

Beschluss:

Die Neubesetzung der Ausschiisse wird entsprechend der Erklarung des Vorsitzenden der
Ratsgruppe Lohner festgestellt. Danach ist Herr Gerken Mitglied im Finanzausschuss und
stellvertretendes Mitglied im Verwaltungsausschuss, Schulausschuss, Bauausschuss und
Jugendausschuss.

einstimmig beschlossen

Ja-Stimmen: 31

7. Vertreter der Schiler im Ausschuss fur Schule, Kultur und Sport
Vorlage: 10/074/2015

Nach den Vorschriften des Niedersachsischen Schulgesetzes (NSchG) und einem Be-
schluss des Rates in seiner konstituierenden Sitzung vom 02.11.2011 gehdrt dem Schulaus-
schuss unter anderem ein stimmberechtigter Vertreter der Schiler an. Der Sitz des Schiler-
vertreters war bisher unbesetzt, weil das vorschlagsberechtigte Gremium, der Stadtschler-
rat, keinen Schiuler vorschlagen konnte. Nach einer Neukonstituierung hat der Stadtschiiler-
rat in seiner Sitzung am 21.05.2015 nunmehr Herrn Fynn Kaletta, Nachtigallenweg 26, Loh-
ne (Schiler der Albert-Schweitzer-Realschule) vorgeschlagen. Der Vorschlag des Stadtschi-
lerrates ist gem. § 110 Abs. 4 NSchG bindend. Eine Berufung ist gleichwohl vom Rat durch
Feststellungsbeschluss vorzunehmen.

Der Schilervertreter gehort dem Schulausschuss fur die Dauer der halben Wahlperiode, d.h.

bis Oktober 2016 an, sofern er nicht vorher aus dem Amt scheiden muss, weil er die Voraus-
setzungen fur seine Berufung nicht mehr erfllt.

Beschluss:
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Herr Fynn Kaletta, Nachtigallenweg 26, Lohne, wird zukiinftig als Vertreter der Schiiler dem
Schulausschuss angehdren.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 31

8. Beschlussvorlagen des Verwaltungsausschusses
8.1. Vorschlage des Verwaltungsausschusses
8.1.1. Erlass einer Satzung zur Verringerung der Anzahl der Ratsfrauen und Rats-

herren fir die Wahlperiode vom 01.11.2016 bis zum 31.10.2021
Vorlage: 10/070/2014

Der allgemeine Vertreter des Birgermeisters Kihling trug den Vorschlag des Verwaltungs-
ausschusses vor.

Fraktionsvorsitzender Wichelmann fuhrte dazu aus, dass die CDU-Fraktion entgegen der
Beschlussfassung im Verwaltungsausschuss nun doch keine Reduzierung der Anzahl der
Ratsmitglieder vornehmen mdchte, weil mit einer gré3eren Anzahl eine bessere Vertretung
aller Bevolkerungsgruppen im Rat gewéhrleistet werden kann. Insbesondere die Bericksich-
tigung von Kandidaten aus den Auf3enbereichen wurde in der Vergangenheit auch bei redu-
zierter Anzahl Ratsmitglieder durch die Bildung von Wahlbereichen begiinstigt. Die Oppositi-
on strebe jedoch die Festlegung eines Wahlbereiches an. Diesem Ansinnen mdchte die
CDU-Fraktion nicht entgegenstehen. Um zu gewabhrleisten, dass dennoch Kandidaten aus
den Bauerschaften im Rat vertreten sind, solle auf eine Reduzierung der Anzahl Sitze im Rat
verzichtet werden, um einen méglichst breiten Querschnitt der Bevolkerung widerspiegeln zu
kdnnen.

Der Sprecher der SPD-Fraktion duf3erte sich Uberrascht und dankte dafir, dass dem Antrag
der Opposition gefolgt werden soll. Zum Argument der umfassenderen Bertcksichtigung
aller Ortsteile im Rat aufgrund einer héheren Anzahl Ratsmitglieder hinterfragte er, ob insbe-
sondere im Hinblick auf zugezogene Wahler tatsachlich Nachbarn ihre Nachbarn wéhlen
oder nicht doch unter anderen Kriterien entscheiden. Die SPD-Fraktion spreche sich auch
bei Bildung eines Wahlbereiches fir eine Reduzierung der Anzahl der zu wahlenden Rats-
mitglieder aus.

Der Vorsitzende der Ratsgruppe Lohner hielt die Argumentation fir die Beibehaltung der
gesetzlichen Anzahl Sitze im Rat fur nachvollziehbar. Zur Schaffung einer Verbindlichkeit
regte er eine Absichtserklarung des Rates zur Bildung eines Wabhlbereiches fiir die kommen-
de Kommunalwahl 2016 an.

Ein Sprecher begrifite die Festlegung der Anzahl Ratsmitglieder in der zuldssigen Maximal-
starke, weil er immer wieder darauf hingewiesen habe, dass die Arbeit im Rat zunehme und
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zeitintensiver werde. Bei einer Verteilung auf mehr Personen kdnne sich dies entlastend fur
alle auswirken.

SPD-Fraktionsvorsitzender Knospe beantragte eine Unterbrechung der Sitzung zur Beratung
mit der Ratsgruppe.

Der Ratsvorsitzende unterbrach die Sitzung fur flinf Minuten. AnschlieBend wurde die Sit-
zung fortgefihrt.

SPD-Fraktionsvorsitzender Knospe erklarte, dass auch die Opposition dem soeben geaul3er-
ten Vorschlag der CDU-Fraktion auf Verzicht einer Reduzierung der Anzahl der Sitze im Rat
fur die Wahlperiode 2016 — 2021 sowie einer Absichtserklarung des Rates, fir die kommen-
de Kommunalwahl fir Lohne einen Wahlbereich zu bilden, zustimmen wird.

Der Rat stimmte daraufhin Gber die Reduzierung der Anzahl Ratsmitglieder fur die Wahlperi-
ode 2016 — 2021 und die Absichtserklarung, fur diese Wahlperiode keine Einteilung in Wahl-
bereiche vorzunehmen, in getrennten Abstimmungen jeweils einstimmig ab.

Beschluss:

Fur die bevorstehende Kommunalwahl im Jahr 2016 ist beabsichtigt, keine Einteilung in
Wahlbereiche vorzunehmen, sondern das Gebiet der Stadt Lohne in einem Wahlbereich zu
belassen.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 30

Beschluss:

Fur die Wahlperiode vom 01.11.2016 bis 31.10.2021 wird keine Reduzierung der Anzahl der
zu wahlenden Ratsfrauen und Ratsherren vorgenommen. Es verbleibt damit bei der gesetzli-
chen Anzahl von 36 zu wahlenden Ratsmitgliedern.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 30

8.1.2. Aufwandsentschadigung der Ratsmitglieder und der nicht dem Rat angeho-
renden Ausschussmitglieder
Vorlage: 10/075/2015

Der Allgemeine Vertreter des Blrgermeisters Kihling trug den Vorschlag des Verwaltungs-
ausschusses vor.

Der Sprecher der Ratsgruppe Lohner begriifdte, dass eine Erhéhung der Aufwandsentschéa-
digung, wie in der Vorberatung zur Diskussion gestellt, nicht umgesetzt werden soll, wies
jedoch darauf hin, dass sich der Arbeitsaufwand fur Ratsmitglieder erhéht habe und bean-
tragte eine Erhéhung des Sitzungsgeldes um 5 € je Sitzung sowie die Zahlung eines zweiten
Sitzungsgeldes an den jeweiligen Ausschussvorsitzenden. Er wies darauf hin, dass die Initia-
tive fur eine Erhéhung der Entschadigungssétze nicht von der Ratsgruppe ausging.

Der Sprecher der CDU-Fraktion begrindete, warum die Aufwandsentschadigung unveran-
dert bleiben sollte. SPD-Fraktionsvorsitzender Knospe bezeichnete eine auf der Grundlage
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der Empfehlung der Entschadigungskommission erarbeitete Erh6hung der Aufwandsent-
schadigung als angemessen und vertretbar.

Da der Antrag der Ratsgruppe der weitergehende war, wurde zunachst tiber diesen abge-
stimmt.

Ratsherr Steinke hielt sich als Vorsitzender eines Ausschusses fir befangen und teilte mit,
an der Abstimmung nicht teilzunehmen. Hierzu entfernte er sich von seinem Platz.

Beschluss:
a) Das Sitzungsgeld wird um 5 € erhéht auf 25 € und
b) flr den Ausschussvorsitzenden wird ein zusatzliches Sitzungsgeld gezabhit.

mehrheitlich abgelehnt
Jastimmen: 10, Neinstimmen: 18, Enthaltungen: 1

AnschlieRend wurde Uber den Vorschlag des Verwaltungsausschusses abgestimmt:

Beschluss:

Die Aufwandsentschadigung der Ratsmitglieder und der nicht dem Rat angehdrenden Aus-
schussmitglieder bleibt unverdndert. Eine Erhéhung der Entschadigungssatze ist derzeit
nicht vorgesehen.

mehrheitlich beschlossen
Ja-Stimmen: 17 , Nein-Stimmen: 10 , Enthaltungen: 2

8.1.3. Weitere Einstellung eines Dipl. Sozialarbeiters/-padagogen (m/w) zum
01.04.2015 mit 19,50 Stunden wochentlich / EG S11 TVOD-SuE; Einrichtung
einer Planstelle im Nachtragshaushalt 2015
Vorlage: 11/014/2015

Der Allgemeine Vertreter des Blrgermeisters Kihling trug den Vorschlag des Verwaltungs-
ausschusses vor.

Hierzu kritisierte ein Sprecher verschiedene Informationsquellen zur Vorbereitung auf die
Sitzung und bat um Einheitlichkeit.

Fur die SPD-Fraktion wurde die Schaffung einer weiteren halben Stelle fur einen Sozialarbei-
ter begrifdt, eine Befristung jedoch fir nicht sinnvoll gehalten. Beantragt wurde daher die
unbefristete Besetzung der Stelle. AuRerdem wurde angeregt, bei Besetzung von zwei hal-
ben Stellen eine mit einem Bewerber (m) und die andere mit einer Bewerberin (w) zu beset-
zen.

Burgermeister Gerdesmeyer wies darauf hin, dass die Ausschreibung lediglich zu einer
méannlichen Bewerbung gefiihrt habe. Eine Besetzung ist in beiden Fallen mit einer Bewerbe-
rin vorgesehen.

Es wurde zunachst Uber den Antrag der SPD-Fraktion abgestimmt, die Stelle unbefristet zu
besetzen.
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Beschluss:

Die Einstellung eines weiteren Sozialarbeiters/-paddagogen (mannlich/weiblich) zum
01.04.2015 mit 19,5 Stunden wochentlich ist unbefristet vorzunehmen.

mehrheitlich abgelehnt
Jastimmen: 10, Neinstimmen: 20

Beschluss:

Zum 01.04.2015 wird ein weiterer Sozialarbeiter-/padagoge (méannlich/weiblich) mit der Half-
te der Regelarbeitszeit (derzeit 19,5 Std. wochentlich) mit EG S11 — TV6D-SuUE befristet fur
zwei Jahre ab Beschaftigungsbeginn eingestellt. Die Bewerberauswahl erfolgt aus dem vor-
liegenden Bewerberkreis des derzeit laufenden Ausschreibungsverfahrens fir eine halbe
Sozialarbeiter-/padagogenstelle.

mehrheitlich beschlossen

Ja-Stimmen: 28 , Enthaltungen: 2

8.1.4. Demografischer Wandel im Landkreis Vechta
Vorlage: AV/009/2015

Der Allgemeine Vertreter des Blrgermeisters Kihling trug den Vorschlag des Verwaltungs-
ausschusses vor. Birgermeister Gerdesmeyer hatte vortibergehend den Sitzungsraum ver-
lassen.

Beschluss:

Die Ziele und MaRRnahmen zu den Themen Willkommenskultur, Familie, Infrastruktur, Wirt-
schaft, Gesundheit und Bildung als Leitlinie werden, wie von den Hauptverwaltungsbeamten
empfohlen, beschlossen und die Verwaltung beauftragt, die Umsetzung der MalRnhahmen
vorzubereiten, soweit sie in der Zustandigkeit der Stadt Lohne liegen. Mindestens einmal im
Jahr ist Uber den aktuellen Sachstand zu berichten.

mehrheitlich beschlossen
Ja-Stimmen: 28 , Enthaltungen: 1

8.1.5. Neufassung der Hauptsatzung und der Geschéftsordnung fur den Rat, den
Verwaltungsausschuss und die Ratsausschisse einschliel3lich Antrag der
Ratsgruppe Lohner betreffend Anderung der Geschéaftsordnung
Vorlage: 1/002/2014

Der Allgemeine Vertreter des Blrgermeisters Kiihling trug den Vorschlag des Verwaltungs-
ausschusses vor.

Der Vorsitzende der Ratsgruppe Lohner, Dr. Neubauer, wies mit Bezug auf den Antrag der
Ratsgruppe darauf hin, dass Anderungsvorschlagen der Ratsgruppe im Rahmen der Vorbe-
ratung im Verwaltungsausschuss zum Teil gefolgt wurde. Auf zwei nicht beriicksichtigte
Punkte wolle er erneut hinweisen und eine Berlicksichtigung in der Neufassung der Ge-
schaftsordnung beantragen:
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Zu § 2 Offentlichkeit der Sitzungen
stellte er die Frage, ob die Regelung des Absatz 3 mit dem Prinzip der Pressefreiheit verein-
bar ist.

BlUrgermeister Gerdesmeyer erlauterte dazu, dass es jedem Einzelnen freistehe zu ent-
scheiden, ob Aufzeichnungen auf Tontragern und Foto- oder Filmaufnahmen durch Dritte
zugelassen werden sollen. Grundsétzlich sind sie nicht zulassig, doch mit einem Mehrheits-
beschluss und mit Zustimmung desjenigen, der aufgenommen werden soll, kbnnen sie zuge-
lassen werden. Er regte an, die Geschéftsordnung zunachst mit dieser Formulierung zu be-
schlieBen. Gleichwohl werde die Verwaltung prifen, ob dieser Teilbereich noch einmal ge-
andert werden sollte.

Der Vorsitzende der SPD-Fraktion stellte den Antrag, die Abstimmung Uber die Geschafts-
ordnung zurickzustellen bis zur Klarung dieser Frage.

Der Antrag auf Zurlickstellung wurde mehrheitlich mit 10 Jastimmen bei 19 Neinstimmen
abgelehnt (Ratsherr Blomer hatte voribergehend den Sitzungsraum verlassen).

AnschlieBend wurde uber die Formulierung des § 2 Abs. 3 der Geschaftsordnung wie von
Burgermeister Gerdesmeyer vorgeschlagen einschief3lich Prufung der Frage, ob eine Ande-
rung dieser Passage erneut beraten werden soll, abgestimmt.

Beschluss:

8 2 Absatz 3 der Geschaftsordnung erhalt die Fassung:

»+Aufzeichnungen auf Tontrager und Foto- und Filmaufnahmen durch Dritte sind nicht zul&s-
sig. Sie konnen auf Beschluss des Rates und mit Zustimmung des jeweiligen Ratsmitgliedes

zugelassen werden.

mehrheitlich beschlossen
Jastimmen: 23, Enthaltungen: 6

Ratsherr Blomer hatte voriibergehend den Sitzungsraum verlassen.

AnschlieRend wies Gruppenvorsitzender Dr. Neubauer auf die Regelung des § 14 Abs. 5
Satz 1 erster Halbsatz hin, wonach Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung mit Mehrheit
der anwesenden Ratsmitglieder entschieden wird. Er beantragte die Beibehaltung der bishe-
rigen Regelung, fiir einen Antrag auf geheime Abstimmung ein Quorum von einem Drittel der
anwesenden Ratsmitglieder festzusetzen. Uber eine entsprechende Anderung des § 14 Abs.
5 Satz 1 erster Halbsatz wurde abgestimmt:

Beschluss:

,Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung wird mit einem Drittel der anwesenden Rats-
mitglieder beschlossen.”

mehrheitlich abgelehnt
Jastimmen: 11, Neinstimmen: 18.

Ratsfrau Blnger hatte die Sitzung verlassen.

Vor Beschlussfassung Uber die Geschéaftsordnung stimmte der Rat Uber die Hauptsatzung
ab.
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Beschluss:

Der Hauptsatzung wird in der vom Verwaltungsausschuss beschlossenen Fassung zuge-
stimmt.

einstimmig beschlossen
Jastimmen: 29.

AnschlieRend stimmte der Rat wie folgt Uber die Geschéftsordnung in der vom Verwaltungs-
ausschuss beschlossenen Fassung einschlief3lich der in dieser Ratssitzung fir § 2 Abs. 3
beschlossenen Formulierung ab.

Beschluss:

Der Geschéftsordnung in der vom Verwaltungsausschuss am 10.03.2015 festgelegten Ver-
sion einschlieRlich der soeben beschlossenen Anderung zu § 2 Abs. 3 wird zugestimmt.

mehrheitlich beschlossen
Ja-Stimmen: 18 , Nein-Stimmen: 11

8.2. Empfehlungen des Bauausschusses

8.2.1. Widmung eines Teilstiicks der Brageler Stral3e
Vorlage: 60/096/2015

Ausschussvorsitzender Rottinghaus trug die Empfehlung des Bauausschusses vor.

Beschluss:

Das Teilstiick der Brageler Straf3e wird gem. § 6 Niedersachsisches StraRengesetz als Ge-
meindestralRe dem o6ffentlichen Verkehr gewidmet.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 29

8.3. Empfehlungen des Finanzausschusses

8.3.1. Anderung der Richtlinien der Stadt Lohne fur Zuschiisse bei Begegnungen
im Rahmen der Stadtepartnerschaft
Vorlage: 20/119/2015
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Ausschussvorsitzender Overmeyer trug die Empfehlung des Finanzausschusses vor. Rats-
frau Theilen hatte voribergehend den Sitzungsraum verlassen.

Beschluss:

Die Richtlinien der Stadt Lohne fir Zuschisse bei Begegnungen im Rahmen der Stadtepart-
nerschaft werden in der anliegenden neuen Fassung beschlossen.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 28

8.3.2. Genehmigung von uberplanmafigen Aufwendungen beim Budget B6/03 -
Offentliche Griin- und Forstanlagen
Vorlage: 20/123/2015

Ausschussvorsitzender Overmeyer trug die Empfehlung des Finanzausschusses vor. Rats-
frau Theilen hatte vorubergehend den Sitzungsraum verlassen.
Beschluss:

Dem uberplanméfigen Aufwand gem. 8 58 Abs. 1 Nr. 9 in Verbindung mit § 117 NKomVG
wird zugestimmt.

einstimmig beschlossen

Ja-Stimmen: 28

8.3.3. Unterbringung von Asylbewerbern
Vorlage: 50/020/2015

Ausschussvorsitzender Overmeyer trug die Empfehlung des Finanzausschusses vor.

In verschiedenen Wortbeitragen wurde die Standortfrage thematisiert. Hingewiesen wurde
darauf, dass in den Fachausschissen Uber die Standorte ohne Rangfolge beraten wurden.
Im Laufe der Beratungen in den Ausschiissen haben sich neue Erkenntnisse ergeben, die
die Entwicklung des Beschlusses beeinflussten. In der Sitzung des Verwaltungsausschusses
wurde dann der zur Diskussion stehende Standort am Hamberger Pickerweg favorisiert, weil
fur dieses Grundstiick bauplanungsrechtlich die besten Voraussetzungen gegeben sind.

In verschiedenen Wortmeldungen wurde dem Kauf von Immobilien Vorrang vor einem Neu-
bau gegeben.

Der Rat stimmte anschlieRend tber die Punkte 1 bis 4 im Beschlussvorschlag des Verwal-
tungsausschusses in getrennten Abstimmungen ab:

Beschluss:
Der Vertrag mit dem Caritas-Sozialwerk tiber die Unterbringung und Betreuung von Flicht-

lingen an der Von-Stauffenberg-Stral3e wird um ca. 10 — 15 Platze auf max. 55 Platze er-
hoht.
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mehrheitlich beschlossen
Jastimmen: 23, Neinstimmen: 1, Enthaltungen: 5
Beschluss:

Die Stadt Lohne bemiht sich weiterhin um die Anmietung und den Ankauf von dezentralen
Wohnungen fiir die Unterbringung von Fluchtlingen.

einstimmig beschlossen
Jastimmen: 29
Beschluss:

Den auRerplanmafRigen Ausgaben fur den Neubau einer Wohneinrichtung fur Flichtlinge
wird zugestimmit.

einstimmig beschlossen
Jastimmen: 29

Beschluss:

Die Stadt Lohne errichtet zunéchst eine Wohneinrichtung mit 5 Wohneinheiten mit bis zu 30
Platzen in massiver Bauweise am Hamberger Pickerweg. Bei Bedarf wird die Stadt Lohne
zwei weitere Wohneinheiten erstellen. Mdgliche Standorte sind Gingfeld, Von-Dorgeloh-
Stral’e und Bakumer Stral3e.

mehrheitlich beschlossen
Ja-Stimmen: 27 , Nein-Stimmen: 2

9. Antrage, Anfragen und Anregungen
9.1. Antrag der Ratsgruppe Lohner betreffend Umwandlung von Bekenntnis-
schulen

Gruppenvorsitzender Dr. Neubauer erlauterte den Antrag und die Entwicklung des Bekennt-
nisschulwesens in Niedersachsen. Er wies auf den Grundsatz der Trennung von Kirche und
Staat und die Einschatzung der Ratsgruppe hin, den Bekenntnisschulen sei aufgrund des
demografischen Wandels in Lohne die Grundlage entzogen. Er wies auf die Regelung des §
135 Abs. 5 des Nds. Schulgesetzes hin, wonach eine Abstimmung der Erziehungsberechtig-
ten Uber die Umwandlung einer Bekenntnisschule herbeizufiihren ist, wenn die Schule an
vier aufeinanderfolgenden Jahren eine Quote von derzeit 30% bekenntnisfremder Schiler
uberschreitet.

Stadtamtsratin Heidkamp wies dazu auf die Sonderregelung des § 138 im Nds. Schulgesetz
hin, die fiir das Gebiet des ehemaligen Landes Oldenburg gilt und eine Abweichung von der
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genannten Quote zuldsst. In Folge dessen stellte sie die zwingende Verpflichtung zur Durch-
fuhrung von Abstimmungen in Frage.

Burgermeister Gerdesmeyer machte deutlich, dass dem Hauptantrag der Ratsgruppe, die
Umwandlung ohne Abstimmung der Erziehungsberechtigten zu beantragen, nicht gefolgt
werden koénne, weil damit die Elternbeteiligung unterlassen wird. Dieser Antrag sei daher
abzulehnen. Zum Alternativantrag, Abstimmungen an den Grundschulen im Stadtgebiet von
Lohne durchzufihren, stellte er aufgrund der Sonderregelung des § 138 Nds. Schulgesetz
die Verpflichtung zur Elternbefragung ebenfalls in Frage und wies auf die gleichlautende
Rechtsauffassung des Bischoflich Minsterschen Offizialates in Vechta und des Katholischen
Buros in Hannover hin. Um hier Rechtssicherheit zu erhalten, schlug er vor, beim Nieder-
sachsischen Kultusministerium eine entsprechende Anfrage zu stellen. Sofern das Kultusmi-
nisterium eine Verpflichtung zur Elternbefragung sieht, wird die Thematik im zustéandigen
Fachausschuss, dem Schulausschuss, unter Einbeziehung der Schulen beraten.

Er erinnerte an die Verhéltnisse von vor tber 10 Jahren und gab zu bedenken, dass es
Nachteile fur Eltern und Schiler geben kénne, wenn nur einige Grundschulen umgewandelt
werden. Insofern sollten entweder alle oder keine Grundschule umgewandelt werden.

Fraktionsvorsitzender Knospe stellte den Antrag, die Angelegenheit zur Beratung in den
Fachausschuss zu verweisen. Dieser Antrag wurde mit 11 Jastimmen, 17 Neinstimmen und
1 Enthaltung abgelehnt.

Ein Sprecher der Ratsgruppe Lohner teilte mit, der Hauptantrag werde nunmehr nicht auf-
recht erhalten. Zum Alternativantrag erklarte er das Einverstandnis der Ratsgruppe, zunachst
eine Aussage des Kultusministeriums einzuholen und anschlieend Uber das weitere Vorge-
hen zu beraten.

Mehrere Redner kritisierten, warum die Frage der verpflichtenden Durchfiihrung von Ab-
stimmungen nicht im Vorfeld mit der Verwaltung geklart wurde. Hingewiesen wurde auf die
Bruder-Grimm-Schule, die mangels Akzeptanz aufgelst werden musste.

Ein Ratsmitglied bezeichnete eigene Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Besuch sei-
ner Kinder an der Brider-Grimm-Schule als chaotisch und katastrophal. Er beklagte die ge-
sellschaftlichen Folgen fur Kinder, die nach einer gemeinsamen Zeit im Kindergarten in der
Grundschule nicht mehr mit ihren Freunden zur Schule gehen konnten. Er wies weiter darauf
hin, dass Schuler mit Migrationshintergrund in der derzeit durchmischten Schulstruktur bes-
sere Abschlisse erreichen als frilher. Abschliel3end sprach er sich auRerdem fir einen Is-
lamunterricht mit Noten an Schulen aus.

Beschluss:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, durch eine schriftliche Anfrage beim Kultusministerium
verbindlich zu klaren, ob tatsachlich zwingend an den vier Lohner Stadtschulen gem. 8§
135 Abs. 5 Ziffer 3 Nds. Schulgesetzt eine Abstimmung Uber die Umwandlung der Be-
kenntnisschulen durchgefihrt werden muss.

2. Sollte das Kultusministerium tatsachlich eine Abstimmung anordnen, sind die Auswirkun-
gen dieser Entscheidung im Schulausschuss unter Beteiligung der Landeschulbehérde
und des Bischoflich Miinsterschen Offizialates zu diskutieren und die Schulen, vor allem
die Kollegien, Schuler- und Elternvertreter friihzeitig in die weiteren Schritte einzubinden.

einstimmig beschlossen
Ja-Stimmen: 29
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9.2. Gemeinsamer Antrag der SPD-Fraktion und der Ratsgruppe Lohner betref-
fend Burgerbefragung mit dem Ziel zu klaren, ob eine Mehrheit vorliegt, zu
den Kommunalwahlen 2016 lediglich einen Wahlbereich zu bilden

Eine gesonderte Beratung hatte sich aufgrund der Beratung und Beschlussfassung zu TOP
8.1.1 eriibrigt.

9.3. Vivre a Rixheim

Allen Ratsmitgliedern lag eine vom Partnerschaftsbeauftragten Werner Steinke ins Deutsche
Ubersetzte Zusammenfassung der Ausgaben fir Januar bis Méarz 2015 vor.

In diesem Zusammenhang bat er um eine rege Beteiligung an der nachsten Fahrt nach Rix-
heim vom 05. bis zum 07. Juni.

9.4. Anfragen der SPD-Fraktion

Die SPD-Fraktion hatte zur Anliegerversammlung am 03.03.2015 mit Immobilienbesitzern
der Lohner Innenstadt, zum Thema ,, City-Outlet Lohne* und zum Ammoniak-Unfall am
09.03. bei der Schlachterei Brand schriftliche Fragen eingereicht. Im Hinblick auf die Sit-
zungsdauer und die fortgeschrittene Zeit erklarte sich Fraktionsvorsitzender Knospe mit einer
schriftlichen Beantwortung der Fragen einverstanden.

9.5. Bekenntnisschulen

Eine Sprecherin bezeichnete es als erschreckend, dass das Thema Bekenntnisschulen be-
reits jetzt wie im Wahlkampf thematisiert werde.

9.6. Krétenwanderung

Gruppenvorsitzender Dr. Neubauer wies auf die begonnene Krdétenwanderung hin und ap-
pellierte an alle Autofahrer, insbesondere in den Au3enbereichen, Ricksicht zu nehmen.
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9.7. Bescheinigung Uber die Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Training

Ratsherr Latal erinnerte an den acht Unterrichtsstunden umfassenden Erste-Hilfe-Kurs, an
dem zahlreiche Ratsmitglieder erfolgreich teilgenommen haben. Er handigte entsprechende
Teilnahmebescheinigungen aus.

10. Einwohnerfragestunde

Zu diesem Tagesordnungspunkt ergaben sich keine Wortmeldungen.

Tobias Gerdesmeyer Norbert Bockstette Cornelia Heidkamp
Blrgermeister Vorsitzender Protokollftihrer
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Nach § 69 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
16.12.2014 (Nds. GVBI. S. 434), beschlieRt der Rat der Stadt Lohne folgende Ge-
schaftsordnung fur den Rat, den Verwaltungsausschuss und die Ratsausschisse:

|. Abschnitt - Rat

(1)

(2)

§1

Einberufung des Rates

Der Biirgermeister ladt die Ratsmitglieder ein. Die Ladungsfrist fur Sitzungen des
Rates betragt eine Woche. In Eilfallen kann die Ladungsfrist bis auf einen Tag
abgekirzt werden. Die Ladung muss in diesem Falle ausdrucklich auf die Abkr-
zung der Ladungsfrist hinweisen.

Die Ladung erfolgt schriftlich durch Brief, Telefax oder E-Mail. Die Ratsfrauen
und Ratsherren sind verpflichtet, Anderungen ihrer Postanschrift, Telefaxverbin-
dung oder E-Mail-Adresse umgehend dem Birgermeister mitzuteilen. Der La-
dung sind die Tagesordnung sowie in der Regel Vorlagen zu den einzelnen Ta-
gesordnungspunkten beizufiigen oder auf elektronischem Wege zur Verfligung
zu stellen. Bei der Aufstellung der Tagesordnung ist § 4 zu beachten. Jeder Be-
ratungsgegenstand muss konkret bezeichnet werden. Zu jedem Tagesordnungs-
punkt soll eine Vorlage bzw. ein Bericht der Verwaltung beigefugt werden, aus
dem die Beschliisse der beteiligten Ratsausschiisse und des Verwaltungsaus-
schusses ersichtlich sind, soweit sie den Ratsmitgliedern nicht bereits bekannt
sind. Diese Unterlagen kénnen nachgereicht werden.

Die Einberufung zu einer nichtéffentlichen Sitzung erfolgt, wenn die Tagesord-
nung lediglich Punkte enthalt, die nach § 64 NKomVG in nichtoffentlicher Sitzung
zu beraten sind oder bei denen ein entsprechender Beschluss tber die nichtof-
fentliche Behandlung im Einzelfall bereits vorliegt.

§2
Offentlichkeit der Sitzungen

Die Sitzungen des Rates sind &ffentlich, soweit nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern.
Uber einen Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtéffentlicher Sit-
zung beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann
tiber den Ausschluss der Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden wer-
den.

An &ffentlichen Sitzungen des Rates kdnnen Zuhorerinnen und Zuhérer nach
MaRgabe der vorhandenen Platze teilnehmen. Pressevertreterinnen und Presse-
vertretern werden besondere Platze zugewiesen. Zuhoérerinnen und Zuhérerin-
nen sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Beratun-
gen zu beteiligen. Sie durfen die Beratungen nicht stéren. Zuhorerinnen und Zu-
horer kénnen von dem oder der Ratsvorsitzenden aus dem Sitzungssaal verwie-
sen werden.
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(4)

Aufzeichnungen auf Tontréager und Foto- und Filmaufnahmen durch Dritte sind
nicht zulassig. Sie kénnen auf Beschluss des Rates und mit Zustimmung des je-
weiligen Ratsmitgliedes zugelassen werden.

§3
Vorsitz und Vertretung

Die / der Ratsvorsitzende hat die Sitzungen unparteiisch zu leiten. Der Rat wahlt
in seiner ersten Sitzung eine Vertreterin / einen Vertreter der / des Ratsvorsit-
zenden Sind die / der Ratsvorsitzende und ihr/e oder sein/e Vertreterin oder Ver-
treter verhindert, so wahlt der Rat unter dem Vorsitz des &ltesten anwesenden
hierzu bereiten Ratsmitgliedes fiir die Dauer der Verhinderung, langstens fir die
Dauer der Sitzung eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden aus seiner Mitte.

Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen des Rates teilzunehmen.
Sind sie verhindert, sollen sie den/die Ratsvorsitzende/n rechtzeitig vorher be-
nachrichtigen. Will ein Ratsmitglied eine Sitzung vorzeitig verlassen, soll er diese
Absicht dem/der Ratsvorsitzenden vorher anzeigen.

Die / der Ratsvorsitzende ruft die Tagesordnungspunkte auf und stellt sie zur Be-
ratung. Liegt keine Wortmeldung mehr vor, so erklart er/sie die Aussprache fur
abgeschlossen und eroffnet die Abstimmung oder die Wahl. Will sie / er selbst
zur Sache sprechen, so gibt sie / er den Vorsitz solange an ihren / seinen Vertre-
ter/-in ab.

Der Birgermeister kann Angehdrige der Verwaltung zur Sitzung hinzuziehen.

§4

Sitzungsverlauf

Der regelmafige Sitzungsablauf ist folgender:

O Q

)
)
)

o O

)
)

D

Eréffnung der Sitzung,

Feststellung der ordnungsgemaRen Ladung und der Beschlussfahigkeit,
Feststellung der Tagesordnung,

Genehmigung der Niederschrift Gber die vorhergegangene Sitzung,

Bericht des Biirgermeisters tiber wichtige Angelegenheiten und tber wichtige
Beschliisse des Verwaltungsausschusses,

Beratung und Beschlussfassung tber die in der Tagesordnung bezeichneten
Verhandlungsgegensténde, dazu jeweils Bericht tber die Empfehlungen der
Ausschiisse und des Verwaltungsausschusses,

Antrage, Anfragen und Anregungen,
Einwohnerfragestunde,

SchlieBung der offentlichen Sitzung,
Eroffnung der nichtoffentlichen Sitzung,



(3)

Beratung und Beschlussfassung tber die in der Tagesordnung bezeichneten
Verhandlungsgegensténde, dazu jeweils Bericht tber die Empfehlungen der
Ausschiisse und des Verwaltungsausschusses,

Antrage, Anfragen und Anregungen,
SchlieBung der Sitzung.

§5

Sachantrage

Antrage zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tages-
ordnung mussen schriftlich spatestens am 14. Tage vor der jeweiligen Ratssit-
zung bei dem Burgermeister eingegangen sein. Spater eingegangene Antrage
werden als Dringlichkeitsantrage gemal § 6 dieser Geschaftsordnung behandelt.

Der Rat entscheidet dartiber, welchem Ausschuss die Antrage zur Vorbereitung
iberwiesen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Eingang eines
Antrages keine Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsausschuss anstelle
des Rates uber die Ausschussiiberweisung. Hiervon ist dem Rat in der folgenden
Sitzung Kenntnis zu geben.

Die/der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass mundlich gestellte Antrage zu
Gegenstanden, die auf der Tagesordnung stehen, bis zur Abstimmung schriftlich
vorgelegt werden.

Antrage auf Aufhebung oder Anderung von Beschlissen friherer Sitzungen dur-
fen in die Tagesordnung nur aufgenommen oder in der Sitzung gestellt werden,
wenn der Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Beschluss empfohlen
hat oder die Beschlussfassung des Rates mehr als 6 Monate zurtickliegt. Dies
gilt nicht, wenn sich die Sach- und Rechtslage wesentlich veréndert hat.

§ 6

Dringlichkeitsantrige

Dringlichkeitsantrage mussen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein.
Der Rat beschlie®t im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung uber die
Dringlichkeit des Antrages. Eine Aussprache uber die Dringlichkeit darf sich nicht
mit dem Inhalt des Antrages, sondern nur mit der Priifung der Dringlichkeit be-
fassen.

Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt
und vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt
wird.

Soll tiber den Antrag in der Sache noch in der laufenden Sitzung des Rates be-
schlossen werden, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungsaus-
schuss nach § 21 Abs. 3 zu unterbrechen.



§7

Anderungsantrige

Zu jedem Punkt der Tagesordnung kénnen bis zur Schlussabstimmung schriftlich
oder mundlich Anderungsantrage gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag ange-
nommen, so gilt der veranderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

§8

Antrige zur Geschéftsordnung

(1) Jedes Ratsmitglied kann wéhrend der Sitzung Antrage zur Geschaftsordnung
stellen. Hierzu gehéren insbesondere Antrage auf

a) Vertagung,

b) Unterbrechung der Sitzung,

c) nicht &ffentliche Beratung einer Angelegenheit.
d) Verweisung an einen Ausschuss,

e) Nichtbefassung.

(2) Auf einen Antrag zur Geschéftsordnung erteilt die oder der Ratsvorsitzende zu-
erst der Antragstellerin oder dem Antragsteller das Wort zur Begriindung und gibt
dann je einem Mitglied der im Rat vertretenen Fraktionen und Gruppen sowie
den nicht einer Fraktion oder Gruppe angehérenden Ratsmitgliedern Gelegenheit
zur Stellungnahme und Iasst darauf iber den Antrag abstimmen. Die jeweilige
Redezeit betragt bis zu 3 Minuten.

§9

Zuriickziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrage koénnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
jederzeit zuriickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fiir den
Burgermeister.

§ 10
Beratung und Redeordnung

(1) Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der / dem Ratsvorsitzenden
das Wort erteilt wird. Wortmeldungen erfolgen durch Handaufheben. Es darf nur
zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur mit Zustimmung der
oder des Sprechenden zuléssig.

(2) Die / der Ratsvorsitzende erteilt das Wort durch Aufruf des Namens des Ratsmit-
gliedes in der Reihenfolge der Wortmeldungen, bei gleichzeitiger Meldung nach
pflichtgemakem Ermessen. Bei Wortmeldungen ,zur Geschéftsordnung® ist das
Wort auRerhalb der Reihenfolge zu erteilen. Eine Rede darf dadurch nicht unter-
brochen werden.



(3) Die / der Ratsvorsitzende kann zur Wahrung der ihr / ihm nach § 63 NKomVG
und den Bestimmungen dieser Geschaftsordnung obliegenden Befugnisse jeder-
zeit das Wort ergreifen.

(4) Der Burgermeister oder ein/e Berichterstatter/in gibt — soweit dies insbesondere
fur Zuhorer/innen in 6ffentlichen Sitzungen erforderlich ist — nach Aufruf des Ta-
gesordnungspunktes eine kurze Erlauterung.

(5) Der Birgermeister und die weiteren Beamtinnen und Beamten auf Zeit sind auf
ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu héren. Die Ratsvorsitzende /
der Ratsvorsitzende kann ihnen zur tatsachlichen oder rechtlichen Klarstellung
des Sachverhaltes auch auRerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das
Wort erteilen.

(6) Die Redezeit betragt grundsatzlich bis zu 5 Minuten. Dies gilt auch fur die Be-
grindung eines schriftlichen Antrages. Die / der Ratsvorsitzende kann die Rede-
zeit verlangern. Bei Widerspruch beschlieRt der Rat Uber die Verlangerung der
Redezeit.

(7) Jedes Ratsmitglied darf grundséatzlich zu einem Beratungsgegenstand nur zwei-
mal sprechen; ausgenommen sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers
unmittelbar vor der Abstimmung,

b) die Richtigstellung offenbarer Missverstandnisse,
c) Anfragen zur Klarung von Zweifelsfragen,

d) Antrdge und Einwendungen zur Geschéftsordnung
e) Wortmeldungen des Blrgermeisters gemal Abs. 5.

Die / der Ratsvorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied
mehr als zweimal zu einer Sache sprechen darf. Bei Widerspruch entscheidet
der Rat.

(8) Wahrend der Aussprache uber einen Tagesordnungspunkt sind nur folgende An-
trage zulassig:

a) Antrage zur Geschéaftsordnung,
b) Anderungsantrage,
c) Zuriickziehung von Sachantragen zu Tagesordnungspunkten,

d) Anhérung anwesender Sachverstandiger oder anwesender Einwohnerinnen
und Einwohner

§ 11
Anhoérungen

BeschlieRt der Rat, anwesende Sachverstandige oder anwesende Einwohnerinnen
und Einwohner zum Gegenstand der Beratung zu héren (§ 62 Abs. 2 NKomVG), so
gilt § 10 Abs. 6 dieser Geschaftsordnung entsprechend. Eine Diskussion mit Ein-
wohnerinnen und Einwohnern findet nicht statt.

-



§12
Personliche Erkldrungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erklarung zu Wort gemeldet hat,
ist das Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das
Ratsmitglied darf in der personlichen Erklarung nur Angriffe zuriickweisen, die in der
Aussprache gegen das Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausfihrungen
berichtigen. Es darf hierzu nicht langer als drei Minuten sprechen. Ausfuhrungen zur
Sache diirfen diese Erklarungen nicht mehr enthalten.

§13
OrdnungsverstofRe

(1) Persénliche Angriffe und Beleidigungen sind von dem / der Ratsvorsitzenden
sofort zu rigen.

(2) VerstdRt ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschéftsordnung, so
kann die / der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,zur
Ordnung®, falls es vom Beratungsgegenstand abschweift, ,zur Sache” rufen.
Folgt das Ratsmitglied dieser Ermahnung nicht, so kann die / der Ratsvorsitzen-
de ihm nach nochmaliger Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem Ratsmit-
glied das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht
mehr sprechen. § 10 Abs. 4 dieser Geschaftsordnung bleibt unberdihrt.

(3) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der / dem Ratsvorsit-
zenden nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie / er die Sitzung unterbrechen
oder die Sitzung nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Grup-
pen vorzeitig schlielen.

§14
Abstimmung

(1) Nach Schluss der Aussprache und personlichen Erklarungen erdffnet der/die
Ratsvorsitzende die Abstimmung. Vor der Abstimmung verliest sie/er den Antrag
im Wortlaut oder verweist auf die Vorlage, aus der der Antrag ersichtlich ist.
Wenn mehrere Antrage vorliegen, bestimmt der/die Ratsvorsitzende die Reihen-
folge der Antrage fur die Abstimmungen. Antrage zur Geschaftsordnung haben
Vorrang vor Antragen zur Sache; Anderungsantrage werden vor dem Hauptan-
trag behandelt. Weitergehende Antrage haben Vorrang vor anderen Antragen.

'(2) Abgestimmt wird grundsatzlich durch Erheben der Hand, in Zweifelsfallen durch
Aufstehen.

(3) Der / die Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschliisse mit
der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthaltungen
und ungltige Stimmen z&hlen bei der Feststellung des Abstimmungsergebnis-
ses nicht mit.

(4) Grundsatzlich wird offen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Drittel
der anwesenden Ratsmitglieder ist namentlich abzustimmen. Dies gilt nicht fiir
die Abstimmung Uber Geschaftsordnungsantrage.

s



(5) Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung wird mit Mehrheit der anwesenden
Ratsmitglieder beschlossen; die geheime Abstimmung hat Vorrang vor namentli-
cher Abstimmung. Das Ergebnis einer geheimen Abstimmung wird durch zwei
von der / dem Ratsvorsitzenden zu bestimmende Ratsmitglieder festgestellt und
der / dem Ratsvorsitzenden mitgeteilt, die / der es dann bekannt gibt.

§ 15
Wahlen

(1) Gewahlt wird schriftlich; steht nur eine Person zur Wahl, wird durch Handzeichen
gewahlt, wenn dem niemand widerspricht. Auf Verlangen eines Mitglieds der
Vertretung ist geheim zu wahlen. Gewahlt ist die Person, fur die die Mehrheit der
Mitglieder der Vertretung gestimmt hat. Wird dieses Ergebnis im ersten Wahl-
gang nicht erreicht, so findet ein zweiter Wahlgang statt. Im zweiten Wahlgang ist
die Person gewahlt, die die meisten Stimmen erhalten hat. Ergibt sich im zweiten
Wahlgang Stimmengleichheit, so entscheidet das Los. Das Los zieht die oder der
Vorsitzende der Vertretung.

(2) Fur die Stimmauszahlung bei Wahlen gilt § 14 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§ 16
Anfragen

Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, die stadt-/gemeindebezogene An-
gelegenheiten betreffen, stellen. Wenn diese nach § 4 g) oder § 4 |) in der Ratssit-
zung beantwortet werden sollen, miissen sie eine Woche vor der Ratssitzung bei
dem Birgermeister schriftlich eingereicht sein. Die Anfragen werden von dem Bur-
germeister mindlich oder schriftlich beantwortet. Eine Aussprache tber die Beant-
wortung der Anfragen findet nicht statt. Eine Zusatzfrage der Fragestellerin oder des
Fragestellers ist zulassig. Die/der Ratsvorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur
Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten werden in das Protokoll aufgenom-
men. Ist die Antwort nicht schriftlich vorbereitet, so wird ihr wesentlicher Inhalt aufge-
nommen. Das gleiche gilt fir Zusatzfragen.

§ 17
Einwohnerfragestunde

(1) Am Ende einer 6ffentlichen Ratssitzung kann eine Einwohnerfragestunde statt-
finden. Die Fragestunde wird von der / dem Ratsvorsitzenden geleitet. Sie soll 30
Minuten nicht Gberschreiten. Jede Einwohnerin und jeder Einwohner der Stadt
kann Fragen zu Beratungsgegenstéanden der Ratssitzung und zu anderen Ange-
legenheiten der Stadt stellen. Die Fragestellerin oder der Fragesteller kann bis zu
zwei Zusatzfragen anschlieRen, die sich auf den Gegenstand ihrer oder seiner
ersten Frage beziehen missen. Die Fragen werden von dem Blirgermeister be-
antwortet. Anfragen an einzelne Ratsmitglieder, Fraktionen oder Gruppen wer-
den von diesen selber beantwortet. Eine Diskussion findet nicht statt.



(2) Der Rat kann beschlieBen, anwesende Sachverstandige und anwesende Ein-

(1)

()

(4)

()

(2)

3)

(4)

wohnerinnen und Einwohner einschlieRlich der nach § 41 NKomVG von der Mit-
wirkung ausgeschlossenen Personen zum Gegenstand der Beratung zur héren.

§18
Protokoll

Der Biirgermeister ist fiir das Protokoll verantwortlich. Er bestimmt die Protokoll-
fuhrerin oder den Protokollfiihrer.

Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten.
Ein Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein,
wann und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche
Gegenstande verhandelt, welche Beschlusse gefasst und welche Wahlen ange-
nommen worden sind. Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes
Ratsmitglied kann verlangen, dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es abge-
stimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe.

Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder
Ratssitzung zu tibersenden. Einwendungen gegen das Protokoll diirfen sich nur
gegen die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und des Inhalts
der Beschlusse richten. Werden gegen die Fassung des Protokolls Einwendun-
gen erhoben, die sich nicht durch Erklarungen der Protokollftihrerin oder des
Protokollfiihrers, des Biirgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

Die Protokolle sind, soweit sie nicht &ffentlich beratene Gegenstande zum Inhalt
haben, vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf
der Wahlperiode beschlieBt der Verwaltungsausschuss.

§19
Fraktionen und Gruppen

Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschlisse von Rats-
frauen und Ratsherren, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewahlt wur-
den.

Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschlisse von Ratsfrau-
en und Ratsherren, die aufgrund verschiedener Wahlvorschlage ihren Ratssitz
erlangt haben. Zu den Gruppen rechnen auch Zusammenschliisse von Fraktio-
nen mit fraktionslosen Ratsmitgliedern sowie mit anderen Fraktionen oder Grup-
pen sowie von Gruppen.

Ratsfrauen und Ratsherren diirfen nur einer Fraktion angehéren. Entsprechen-
des gilt fur die Zugehorigkeit zu den Gruppen.

Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren
kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.



(5) Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden
und mindestens eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.
Die Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates nach
seiner Wahl dem Burgermeister schriftlich unter Angabe des Namens der Frakti-
on oder Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden
und der stellvertretenden Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung
sind die Anderung, die Auflésung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen
in gleicher Weise anzuzeigen.

(6) Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Anderungen werden mit dem
Eingang der Anzeige nach Absatz 5 wirksam.

Il. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

§ 20
Geschiftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fur den Geschaftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des |. Abschnittes dieser Geschaftsordnung mit Ausnahme der §§ 11
und 17 entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestim-
mungen dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.

§ 21
Einberufung des Verwaltungsausschusses

(1) Der Verwaltungsausschuss wird von dem Birgermeister nach Bedarf unter Mit-
teilung der Tagesordnung einberufen.

(2) Die regelmaBige Ladungsfrist betragt finf Tage. In Eilfallen kann diese Frist bis
auf einen Tag verkirzt werden. Die Ladung muss ausdriicklich auf eine derartige
Abkiirzung hinweisen. Einladung und Tagesordnung sind allen Ubrigen Ratsmit-
gliedern in Abschrift nachrichtlich zuzuleiten.

(3) In dringlichen Fallen kann der Verwaltungsausschuss in einer Sitzungspause der
Ratssitzung einberufen werden.

§ 22
Protokoll des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung des Protokolls Uber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses

wird allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle sind
vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

= Hil =



lll. Abschnitt - Ausschiisse

§ 23
Geschéftsgang und Verfahren der Ausschiisse

(1) Fur den Geschaftsgang und das Verfahren der Ratsausschiisse gelten die Vor-
schriften des |. Abschnitts entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften
vorgehen oder Bestimmungen dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.

(2) Die Sitzungen der Ausschisse sind 6ffentlich. Ausschiisse kénnen zu einer
nichtéffentlichen Sitzung geladen werden, wenn die Tagesordnung nur Bera-
tungsgegenstande enthalt, die in nichtéffentlicher Sitzung zu verhandeln sind.

(3) Fur jedes Ausschussmitglied ist eine Vertreterin / ein Vertreter zu benennen.
Vertreterinnen oder Vertreter kénnen sich auch untereinander vertreten. Ist ein
Ausschussmitglied verhindert an einer Ausschusssitzung teilzunehmen, so hat
es unverziiglich seine Vertreterin / seinen Vertreter und die Vorsitzende / den
Vorsitzenden zu benachrichtigen.

(4) Einladung, Tagesordnung und Protokoll sind allen Ubrigen Ratsmitgliedern in Ab-
schrift nachrichtlich zuzuleiten.

(5) Ausschusssitzungen sollen sich nicht mit Sitzungen anderer Ausschusse sowie
des Verwaltungsausschusses Uberschneiden.

§24
AuRerkraftsetzen der Geschéftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss kénnen fur die Dauer einer Sitzung oder flr
einzelne Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen
dieser Geschaftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl
ihrer stimmberechtigten Mitglieder beschlieRen. Eine Erhéhung der Zahl der Beige-
ordneten gemal § 74 Abs. 2 NKomVG ist zu berlicksichtigen.

§ 25
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am 19.03.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschéfts-
ordnung fir den Rat, den Verwaltungsausschuss und die Ratsausschiisse vom
06.11.211 auler Kraft.

n 18.03.2015

Stadt Lohne (0ldenburg)
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Hauptsatzung
der Stadt Lohne (Oldenburg)

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geandert durch Ge-
setz vom 16.12.2014 (Nds. GVBI. S. 434), hat der Rat der Stadt Lohne in seiner Sit-
zung am 18.03.2015 folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1

Bezeichnung, Name

(1) Die Stadt fuhrt die Bezeichnung ,Stadt* und den Namen “Lohne (Oldenburg)*

§2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1) Das Wappen zeigt auf viergeteiltem Schild oben links auf gelbem Grund zwei
rote Balken, oben rechts auf grauem Grund eine in roten Ziegeln aufgefiihrte Kir-
che mit drei Turmen, unten links: auf rotem Grund einen silbernen Schwanenfit-
tich, der sich aus einer goldenen Krone erhebt und unten rechts auf blauem
Grund ein goldenes Kreuz mit rechtsseitiger Schattierung.

(2) Die Flagge der Stadt Lohne ist blau, gelb, blau - gleich breit horizontal geteilt und
in der Mitte mit dem Wappen der Stadt Lohne belegt.

(3) Das Dienstsiegel enthalt das Wappen und die Umschrift ,Siegel der Stadt Lohne*.

§3

Ratszustiandigkeit
Der Beschlussfassung des Rates bedurfen

a) Rechtsgeschafte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermdgenswert die
Hohe von 10.000 Euro Ubersteigt und

b) Vertrage i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermdgenswert die Hohe von
10.000 Euro tbersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer férmlichen Ausschrei-
bung abgeschlossen werden.



§4

Beamtinnen und Beamte auf Zeit

AuRer der Birgermeisterin / dem Birgermeister kann die allgemeine Vertreterin oder
der allgemeine Vertreter als Erste Stadtratin oder Erster Stadtrat in das Beamten-
verhaltnis auf Zeit berufen werden.

§5

Verwaltungsausschuss

Dem Verwaltungsausschuss gehéren neben der Biirgermeisterin / dem Burgermeis-
ter, den Beigeordneten und den Mitgliedern nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG die wei-
teren Beamtinnen und Beamten auf Zeit mit beratender Stimme an.

§6
Vertretung der Biirgermeisterin oder des Biirgermeisters
nach § 81 Abs. 2 NKomVG

(1) Der Rat wahlt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtli-
che Vertreterinnen und/oder Vertreter der Biirgermeisterin oder des Biirgermeis-
ters, die sie oder ihn bei der reprasentativen Vertretung der Stadt, bei der Einbe-
rufung des Verwaltungsausschusses einschlieRlich der Aufstellung der Tages-
ordnung, der Leitung der Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflich-
tung der Ratsfrauen und Ratsherren und ihrer Pflichtenbelehrung vertreten.

(2) Der Rat beschlieRt iiber die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche be-
stehen soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so fiihren die Vertreterinnen und
Vertreter die Bezeichnung Biirgermeisterin oder Burgermeister / stellvertretende
Biirgermeisterin oder stellvertretender Biirgermeister mit einem Zusatz aus dem
sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt.

§7

Anregungen und Beschwerden

(1) Die Biirgermeisterin oder der Burgermeister leitet an den Rat gerichtete Einga-
ben sowohl an diesen als auch an die sonst zusténdige Stelle weiter und unter-
richtet die Antragstellerin oder den Antragsteller dariiber, wie die Anregung oder
Beschwerde behandelt wurde.

(2) Nicht ausdriicklich an den Rat gerichtete Anregungen oder Beschwerden erledigt
die zustandige Stelle. Die Burgermeisterin oder der Burgermeister entscheidet
uber die Unterrichtung des Rates.

(3) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehre-

ren Personen bei der Stadt gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Per-
son zu benennen, die sie gegeniiber der Stadt vertritt.

o .



(4)

)

Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt Lohne zum
Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss
von der Blrgermeisterin oder dem Bilirgermeister ohne Beratung den Antragstel-
lerinnen oder Antragstellern mit Begriindung zurtickzugeben. Dies gilt auch fir
Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B.
Fragen, Erklarungen, Absichten u.s.w.).

Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder ge-
gen die guten Sitten verstoRen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwal-
tungsausschuss ohne Beratung zuriickzuweisen.

Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegeh-
ren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechts-
mittelverfahrens oder eines laufenden Birgerbegehrens oder Blrgerentscheides
ist oder gegenuber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues
Sachvorbringen enthalt.

Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsaus-
schuss Ubertragen, sofern fur die Angelegenheiten nicht der Rat gemaf § 58
Abs. 1 NKomVG ausschliel3lich zustandig ist. Der Rat und der Verwaltungsaus-
schuss kénnen Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zustandi-
gen Fachausschisse Giberweisen.

§8

Verkiindungen und 6ffentliche Bekanntmachungen

Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flachennutzungsplanen sowie
offentliche Bekanntmachungen der Stadt Lohne werden in der Oldenburgischen
Volkszeitung (OV) verkindet bzw. bekannt gemacht. Erganzend aber ohne
Rechtswirkung wird die Bekanntmachung im Internet unter lohne.de bereitge-
stellt.

Sind Plane, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung oder Verord-
nung, so kann die Bekanntmachung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass
sie im Dienstgebaude der Stadtverwaltung wahrend der Dienststunden zur Ein-
sicht ausgelegt werden. In der Satzung oder Verordnung wird der Inhalt dieser
Bestandteile grob umschrieben. Bei Veréffentlichung der Satzung oder Verord-
nung wird auf die Ersatzbekanntmachung mit Ort, Zeitpunkt und Dauer hingewie-
sen. Daneben werden diese Teile auch im Internet unter lohne.de bereitgestellt.

Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang im Bekannt-
machungskasten der Stadt am Rathaus verdéffentlicht.



§9

Einwohnerversammlungen

(1) Die Burgermeisterin oder der Biirgermeister unterrichtet die Einwohner in 6ffent-
lichen Sitzungen des Rates und in Pressemitteilungen tber wichtige Angelegen-
heiten der Stadt.

(2) Bei Bedarf unterrichtet die Biirgermeisterin oder der Blrgermeister die Einwoh-
ner in Einwohnerversammlungen fiir die ganze Stadt, Teile des Stadtgebietes
oder Ortschaften rechtzeitig und umfassend tber die Grundlagen, Ziele, Zwecke
und Auswirkungen bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Stadt. Dabei ha-
ben die Einwohner Gelegenheit zu Fragen und zur Meinungsé&uerung und An-
spruch auf Erérterung. Weitergehende Vorschriften Gber férmliche Beteiligungs-
und Anhérungsverfahren bleiben unberiihrt.

§ 10
Inkrafttreten

tsatzung tritt mit dem Tage ihrer Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
ung der Stadt Lohne vom 13.12.2001 auRer Kraft.

18.03.2015

tadt Lohne (Oldenburg)




Richtlinien
der Stadt Lohne (Oldenburg) flir Zuschiisse
bei Begegnungen im Rahmen der Stadtepartnerschaft

Grundsatz VI.

Die Stadt Lohne gewahrt nach Mafligabe ihrer Haushaltsmittel Zuschiisse nach
diesen Richtlinien bei Begegnungen im Rahmen der Stadtepartnerschaft.

Ein Rechtsanspruch besteht nicht.

VIL.
Zuschussberechtigte
Zuschusse konnen alle Personen erhalten, die als Mitglied eines Lohner Vereins
oder sonstigen Einrichtung/Institution an einer Begegnung im Rahmen einer Ver-
anstaltung der Stadtepartnerschaft teilnehmen.
Forderungswirdige Begegnungen VIIL.
Als férderungswirdig gelten Begegnungen mit einer Mindestanzahl von 5 Perso-
nen und einer Mindestdauer von 3 Tagen und Héchstdauer von 14 Tagen
(einschl. Reisetag), wobei die Gesamtreisedauer Uberwiegend den Begeg-
nungsmafnahmen dienen muss.

IX.
Antrag
Zuschussantrage sind vor Beginn des Begegnungstermines bei der Stadt Lohne
zu stellen. Dem Antrag ist ein Kostenvorschlag, eine Teilnehmerliste und ein Ver-
anstaltungsprogramm beizufligen. X.

Hohe des Zuschusses
Im Rahmen der vorhandenen Mittel werden folgende Zuschisse gewahrt:

e flrr Fahrten in Partnerstadte und
fir Begegnungen an einem Drittort 7,00 € pro Tag/Teilnehmer

e flr Begegnungen in Lohne 2,00 € pro Tag/Teilnehmer

Fir offizielle Besuche sind die Vorschriften des Bundesreisekostenrechtes anzu-
wenden.

Auszahlung der Zuschiisse

Die Zuschiisse werden an den Leiter der Lohner Gruppe gezahlt, die eine Gruppe
in der Partnerstadt besucht oder eine Gruppe aus der Partnerstadt empfangt.
Verwendungsnachweis

Nach Beendigung der Begegnungsmafnahme sind der Stadt Lohne die endgilti-
ge Teilnehmerliste und ein kurzer Bericht tiber den Verlauf der Veranstaltung vor-
zulegen. Der Verantwortliche fir die Durchfiihrung der MalRnahme verpflichtet
sich gegenuber der Stadt Lohne durch seine Unterschrift flr die ordnungsgema-
Re Auszahlung und Verwendung der Zuschiusse nach diesen Richtlinien sowie fur
den Zeitraum der Begegnung. Der Zuschuss wird an diese Person ausgezahlt.
Ruckforderung von Zuschiissen

Zuschusse, die nicht im Sinne der Richtlinien verwendet worden sind, kénnen zu-
rickgefordert werden.

Mittel des Stadtjugendringes

Eine Fdrderung sowohl aus Mitteln der Stadt Lohne als auch des Stadtjugendrin-
ges ist ausgeschlossen.

Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten am 01.01.2015 in Kraft.



	Sitzungsdokumente
	Protokoll öffentlicher Teil
	Geschäftsordnung für den Rat, VA und die Ratsausschüsse
	Hauptsatzung der Stadt Lohne
	Richtlinien_Staedtepartnerschaft


